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Vom Panarabismus zum islamistischen 
Fundamentalismus. Bemerkungen zur Krise der 
politischen Systeme des Nahen Ostens 
1. Einleitung 
Die islamistische Bewegung, die sich seit zwei Jahrzehnten im Orient 
ausbreitet, kann als Reaktion der islamischen Gesellschaften auf eine an-
haltende allgemeine politische, ideologische und sozialökonomische Krise 
gelten. Das Phänomen, das im wissenschaftlichen Diskurs ungenau als 
»Reislamisierung« bezeichnet wird, umfaßt nicht alle politischen und 
kulturellen Phänomene im Orient, die einen Bezug zum Islam haben. Die 
Reislamisierung wird - anders als der ideologisierte Islam der Fundamen-
talisten - als Versuch der Länder des islamischen Kulturkreises gewertet, 
einen eigenen Weg zu finden (vgl. Khalid, 1982, S.10). Der Funda-
mentalismus dagegen wird von Shepard folgendermaßen definiert: 
» ••• radical Islamist claim that Islam is for all aspects of social as weil as personal life. 
They agree with modemists that Islam is flexible and that un-islamic 'supersitions' must be 
eliminated. They also accept the need for absolute ijtihad (die Suche nach religiös-
legitimierten Lösungen für neue Fragen, F.L), but they are likely to grant it !ess scope and 
they emphasize that it must be done in an authentically Islamic way and not as covert 
means ofcopying the west.« (Shepard, 1987, S.314.) 
Der Aufstieg des islamischen Fundamentalismus stand seit den siebziger 
Jahren in einem direkten Zusammenhang mit der Legitimitätskrise der 
arabisch-nationalistischen Systeme. Nicht zufällig koinzidiert das Erstar-
ken der islamistischen Bewegung mit der Unfähigkeit der autoritären ar-
bisch-nationalistischen Systeme, welche nach der Machtübernahme in den 
fünfziger und sechziger Jahren die in ihrer Programmatik postulierten 
Ziele von »Einheit, Freiheit und Sozialismus« nicht in die Realität umge-
setzt haben. Der »arabische Sozialismus« blieb trotz partieller Nachah-
mung der sozioökonomischen Systeme der Ostblockstaaten vage und 
konnte allenfalls die Bedürfnisse der neuen Eliten befriedigen. Die arabi-
sche Einheit geriet nach der Konfrontation mit den Herrschaftsstrukturen 
in den einzelnen Staaten - vor allem nach dem Vereinigungs-Debakel zwi-
schen Syrien und Ägypten 1958-1961 - de facto in den Hintergrund. Die 
Freiheit als eine Losung, die sowohl die Freiheit der Bürger als auch die 
Freiheit der arabischen Welt von externen Abhängigkeitsverhältnissen 
zum Inhalt hatte, war symptomatisch für die Deformierung und das Ver-
sagen der panarabischen Regimes. Die herrschenden Eliten aus Offizieren 
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und bürokratisierten Parteiführungen lehnten jedwede politische Partizi-
pation der Bevölkerung ab. Der in den sechziger Jahren von den Ost-
block-Regimes übernommene Begriff der » Volksdemokratie« erwies sich 
als billige Kopie eines ohnehin unzureichenden Originals. 
Die Niederlage der arabischen Armeen im Krieg von 1967 offenbarte 
nicht nur die militärische Schwäche der arabisch-nationalistischen Regi-
mes. Darüberhinaus verlor das hinter ihnen stehende Staats- und Gesell-
schaftsmodell seine Glaubwürdigkeit in der arabischen Welt. Das nasse-
ristische Regime, welche das Lager der »fortschrittlichen Regimes« an-
führte, mußte als Konsequenz der Niederlage die Führungsrolle des kon-
servativen prowestlichen Königreichs Saudi-Arabien anerkennen. 
Der Islam dient seit mehr als zwei Jahrzehnten für fast alle Kontrahenten 
im Nahen Osten als Vehikel zur Rechtfertigung politischer Ziele. Es sind 
nicht nur die islamischen Fundamentalisten, die die legitimierende Kraft 
auf ihrem Weg zur politischen Machtergreifung instrumentalisieren. Sä-
kulare Führer, wie Saddam Hussein, aber auch konservative Potentaten 
der Golfregion entdeckten die Mobilisierung- bzw. Legitimationskraft des 
Islam als politisches Instrument. Darüber hinaus dient der Islam als nega-
tives Ideologiekonstrukt. Die Visionäre der »neuen Weltordnung« ent-
deckten nicht erst während der Kuwait-Krise den islamischen Fundamen-
talismus als »Antithese« zu einer freien Welt. Schon seit der iranischen 
Revolution 1979 wird der Islam zum Feindbild des Westens aufgebaut 
(siehe hierzu Schulze, 1991). 
In diesem Beitrag werden folgende Aspekte thematisiert: Die Hinter-
gründe des nahöstlichen Pardigmenwechsels vom arabischen Nationalis-
mus zum islamischen Fundamentalismus; die Konturen der fundamentali-
stischen islamischen Ordnung und die Funktion des islamischen Funda-
mentalismus als Feindbild für die Doktrin der »Neuen Weltordnung«. 
2. Vom arabischen Sozialismus zum Neo-Patrimonialismus 
Bassam Tibi bezeichnet den islamischen Fundamentalismus mit folgenden 
Argumenten als Symbol der Krisensituation im islamischen Orient: 
»Islamische kulturelle Symbole bieten einerseits eine autochtone Artikulationsform politi-
scher Inhalte in einer Situation, in der die fremde, d.h. nicht-islamische Umwelt als eine 
Bedrohung der eigenen Identität perzipiert wird. Andererseits haben mittels islamo-kul-
tureller Symbole artikulierte politische Inhalte die Chance, die säkulare Ideologien als Eli-
tengedankengut nicht haben, nämlich breite Bevölkerungsschichten zu mediatisieren und zu 
mobilisieren.« (fibi 1985, S. 161) 
Es ist eine Binsenwahrheit, daß der Islamismus erst eine Chance bekam, 
als die gesellschaftlichen Modelle baathistischer und nasseristischer Prä-
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gung innen- und außenpolitisch gescheitert waren. Das Problem liegt 
m.E. viel tiefer, denn die Baath-Partei und der Nasserismus sind Ketten 
in einer relativ langen Entwicklung, die schon im 19.Jh. mit der soge-
nannten arabischen Renaissance (al-Nahda) ihren Anfang genommen hat-
te. Ohne die externen Faktoren, die Zerstücklung des arabischen Raums 
durch die westlichen Mächte nach dem ersten Weltkrieg und die Unab-
hängigkeit der arabischen von der metropolitanischen Welt, zu vernach-
lässigen, muß hier eingeräumt werden, daß die arabische Renaissance eine 
Reaktion der arabischen Elite auf die technisch-wissenschaftlichen und 
kulturellen Errungenschaften des Westens war. Die Männer dieser Re-
naissance hatten zunächst jedoch keinen nennenswerten Einfluß auf ihre 
Gesellschaften. 
Keine der arabisch-nationalistisch orientierten Bewegungen hatte genaue 
Vorstellungen über die politische, ökonomische und soziale Transfroma-
tion nach der ökonomischen Unabhängigkeit, für die sie seit den vierziger 
Jahren eingetreten waren. Der Begründer der Arabischen Sozialistischen 
Baath-Partei, Michel Aflaq, verwendete wahrscheinlich den Begriff So-
zialismus erst nach den Auseinandersetzungen mit den syrischen Kommu-
nisten in den vierziger Jahren, um seine Partei als Alternative zur KP dar-
zustellen. Jedenfalls enthält sein Sozialismus-Konzept keine konkreten 
Strukturen: 
»Wenn ich nach einer Definition des Sozialismus gefragt werde,« schrieb Aflaq , »so werde 
ich sie nicht in den Schriften von Marx und Lenin suchen, sondern sagen: Sozialismus ist 
die Religion des Lebens und dessen Sieg über den Tod. Indem er allen Arbeitsmöglichkei-
ten verschafft und allen hilft, ihre Talente zu entfalten, bewahrt er das Leben und läßt dem 
Tod nur das vertrocknete Fleisch und die ausgedorrten Knochen.« (Aflaq, 1963, S. 26) 
Ebenso wie Nasser erteilte er dem Klassenkampf eine deutliche Absage. 
Nasser selbst entwickelte sein Sozialismuskonzept im Rahmen der Aus-
einandersetzung mit der mit ihm konkurrierenden Baath-Partei. Die Quin-
tessenz des »arabischen Nationalismus« nasseristischer, baathistischer, 
algerischer oder südjemnitischer Provinienz lag in der ersten Phase darin, 
das ausländische Kapitel zu nationalisieren und die großen nationalen 
Privatunternehmen zu verstaatlichen (s. v.Sivers 1971, S.119-147). Das 
nasseristische Modell war aber ein vergleichsweise moderater Sozialis-
mus, der die Eigentümer der verstaatlichten Unternehmen entschädigte 
und zwischen dem »Großen ausbeuterischen Kapital« und dem »Kleinen 
Kapital« unterschied. Der soziale Rahmen des »arabischen Sozialismus« 
sah in all diesen Staaten ähnlich aus. Die neuen Eliten kamen aus den 
Reihen der politisierten Offiziere und der bürokratisierten Parteifunktio-
näre. Der Staatssozialismus brachte keine spürbare Verbesserung in Situa-
tion der »Massen«, in deren Auftrag die herrschenden Eliten angeblich 
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handelten. 
Auch neue theoretische Erkenntnisse, wie die Adaption des »wissenschaft-
lichen Sozialismus« durch die Neo-Baath in Syrien, die 1966 die alte Füh-
rung der Partei entmachtete und Syrien bis zum Aufstieg Hafiz Asad re-
gierte, führten zu keinem spürbaren politischen und soziökonomischen 
Wandel. Die Ineffizienz der Wirtschaft der Staaten des arabischen Sozia-
lismus, verursacht durch die Bürokratisierung und interne sowie ungünsti-
ge externe ökonomische Strukturen, führte schon in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahre zum faktischen Scheitern des Gesellschaftsmodells. 
In den siebziger Jahren begann in den Hauptstaaten des arabischen Natio-
nalismus ein sozioökonomischer Prozeß, den man als »infitah« ( al-infüah 
al-iqtisadi: wirtschaftliche Öffnung) bezeichnet. Dieser Prozeß ist in so-
fern von großer Signifikanz, weil er der Ausgangspunkt für neue soziale 
Schichtungen war, ein ideologisches Vakuum verursachte und sozialen 
Protest provozierte, der sich aus noch zu erörternden Ursachen islami-
stisch artikulierte. 
Zunächst soll hier der Versuch unternommen werden, den sozialen Hin-
tergrund der herrschenden Eliten der drei wichtigsten Staaten darzulegen, 
die in den sechziger Jahren gemeinhin als »arabisch sozialistisch« betrach-
tet wurden, namentlich Ägyptens, Syriens und des Irak. 
Schon in den frühen sechziger Jahren wurden die herrschenden Eliten in 
dieser Region mit der Mittelschicht identifiziert. Der Irak-Spezialist Ran-
na Batatu versuchte, gestützt auf detailliertes Material über die herrschen-
den Eliten im Irak seit dem Sturz der Monarchie 1958, zu belegen, daß 
diese Eliten fast ausschließlich einen kleinbürgerlichen Hintergrund haben 
(Batatu 1978, S.1113-1134). Er sah die überproportionale Steigerung der 
Löhne der gehobenen Ränge der Staatsangestellten als Beweis für die ex-
ponierte Stellung der Mittelklassen und dafür, daß diese Schichten, die in 
der Peripherie den Hauptanteil des Bürgertums ausmachen, von dem 
sozialen und politischen System im Irak nach dem Sturz der Monarchie 
1958 am meisten proftiert haben. Im Gegesatz dazu geht der irakische 
Marxist Isam al-Khafaji davon aus, daß der soziale Hintergrund der herr-
schenden Elite die These von der Herrschaft der Mittelschicht nicht recht-
fertigt. »New social classes, ,. schrieb al-Khafaji »need to be seen in the 
midst of dynamic transition. Analyzing the social origins of new leaders 
can only be confusing if this leads to unsatisfactory formulations such as 
'middle class' regimes.« (al-Khafaji, 1986, S.9) Für al-Khafaji hat der 
soziale Hintergrund der herrschenden Elite - im Unterschied zur Entste-
hung des Staatskapitalismus als einer transitorischen Phase zum Kapi-
talismus, der mit der infitah-Politik einsetzte - eine periphere Bedeutung 
(vgl. auch al-Khafaji, 1983). 
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Die Hauptstreitfrage in der Kontroverse zwischen Batatu und Khafajil 
war, ob der soziale Hintergrund der herrschende Elite, die in der Zeit der 
Transformation ökonomische und politische Entscheidungen trifft, über-
haupt präzise auszumachen sei. Als instrumentaler Begriff wurde in der 
US-amerikanischen und teilweise in der deutschen Debatte über die herr-
schenden Klassen der ehemaligen arabischen Staaten mit einer arabisch-
sozialistischen Orientierung der Begriff Neo-Patrimonialismus benutzt 
(vgl. Hinnebusch 1989, Perthes 1990). Im Unterschied zum Weber'schen 
Patrimonialismus-Begriff zeigen sich in den Staaten neo-patrionialer Re-
gimes durchaus moderne Strukturen: eine differenziertere soziale Schich-
tung und moderne Institutionen. Im neo-patrimonialen System übernimmt 
der »Präsident« die Funktion einer dominanten Institution, die Pawelka 
für Ägypten folgendermaßen umreißt: »Der Präsident steht jenseits for-
maler Einschränkungen durch Gesetze oder administrative Regelungen. 
Er ist die einzige Quelle politischer Grundsatzentscheidungen und ideolo-
gischer Innovationen« (Pawelka 1985, S.35). Perthes kommt zu ähnlichen 
Ergebnissen für Syrien, ohne der Institution des »Präsidenten« allerdings 
eine schlechthin dominierende Rolle zuzuschreiben (vgl.Perthes, 1990, 
S.237-242, al-Khafaji, 1983). 
In allen drei genannten Staaten wurde in der ersten Hälfte der siebziger 
Jahre das ökonomische und soziale Modell der Öffnung (infitah) vollzo-
gen. Auch wenn externe Faktoren bei der Entscheidung, das bis dahin 
»sozialistische« System weniger konsequent durchzuführen und den pri-
vaten Sektor auf Kosten des öffentlichen stärker zu fördern, in unter-
schiedlicher Intensität maßgebend waren, müssen die ökonomischen Libe-
ralisierungen vor allem als Folge der Niederlage von 1967 und des wach-
senden Gewichts des im Rahmen des ökonomischen Mischsystems ent-
standenen Bürgertums verstanden werden. Die Erweiterung der Hand-
lungsmöglichkeiten auf Grund der Kapitalbildung in privater Hand war 
Teil einer umfassenden politischen und sozialen Umorientierung. Aller-
dings unterschied sich die Infitah-Politik in den einzelnen Ländern gemäß 
den spezifischen internen Strukturen und den externen Bindungen deutlich 
voneinander. Ideologisch wurde in Ägypten schon Anfang der siebziger 
Jahre unter Sadat »ausgedünnt« (Pawelka, 1985, S.306), während im Irak 
und in Syrien der Baathismus weiterhin die Staatideologie blieb. Die en-
gen Außenbeziehungen mit den Ostblockstaaten waren ebenfalls unter-
schiedlich gestaltet, wobei vor allem Syrien aus militärischen Erwägun-
gen heraus die Beziehungen mit den Ostblockstaaten aufrechterhielt. 
Siehe zur Batatu-al-Khafaji-Debatte, al-Khafaji (1986). 
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Auch wenn das wirtschaftliche Ziel der infitah, nämlich den Privatsektor 
stärker zu fördern, in allen drei Ländern ähnlich aussah, war es doch von 
seiner Reichweite und seinem Tempo her unterschiedlich konzipiert. 
Während der ägyptische Präsident Sadat alle Restriktionen und Kontrollen 
abzuschaffen versuchte, die die Aktivitäten des inländischen und des aus-
ländischen Kapitals behinderten, erlaubten das irakische und syrische Sy-
stem einen kontrollierten Aufschwung des Privatsektors. In allen drei 
Staaten betätigte sich der Privatsektor stärker im Handel, im Immobilien-
bereich und im Dienstleistungssektor. In Syrien und im Irak behielt der 
Staat allerings die Kontrollfunktion in der Hand, während in Ägypten 
ziemlich rasch alle unter Nasser entstandenen staatlichen Mechanismen 
der Wirtschaftskontrolle abgebaut wurden. 
Trotz mancher Unterschiede in der Durchführung weisen ihre gesell-
schaftlichen Grundlagen der infitah-Politik frappierende Ähnlichkeiten 
auf. Nutznießer der infitah-Politik waren vor allem die Spitzenbürokratie 
und das im Handel- und Dienstleistungsgewerbe tätige Kapital. Während 
in Ägypten nach politischen Kraftproben zwischen der alten nasseristi-
schen Bürokratie und den infitah-Befürwortem der Staat die Kontrollme-
chanismen der Wirtschaft radikal einschränkte, entstand mit Erteilung der 
infitah-Privilegien im Irak und in Syrien ein neues sogenanntes »infitah-
Bürgertum«. Diese Schicht bildete mit der herrschenden Elite ein Netz 
von politischen und verwandtschaftlichen Beziehungen. Als Instrumenta-
rium diente die Erteilung staatlicher Aufträge an sogenannte Kontrakto-
ren. Die profitable »contracting«-Branche und der damit verbundene Per-
sonenkreis wurde in Syrien und im Irak zu einem Zentrum der politischen 
Macht. Anders als im Industriesektor genügte der Erhalt eines Regie-
rungsauftrags, um einer Person den Status eines Unternehmers zu verlei-
hen. Allein eine Klientel-Relation zu der herrschenden Gruppe war der 
Weg zum Erfolg. Im Irak kritisierte die KP, in den siebziger Jahren der 
Juniorpartner der Baath-Partei, nicht ohne Recht die Entstehung eines pa-
rasitären Kapitalismus: 
»Was braucht ein Contractor? Er braucht Kapital, das er vom Staat erhält: die Maschinen, 
die er ebenfalls vom Staat erhält; das Rohmaterial, das er auch vom Staat erhält ... Wenn all 
diese Produktionsfaktoren ihm zur Verfügung gestellt werden, hat er nichts anders zu tun, 
als ein elegantes Büro aufzumachen, und selbst das ist nicht notwendig.« (al-Thaqafa al-Ja-
dida, August 1981) 
Die Nutznießer der infitah-Politik waren jedoch nicht auf die neue Bour-
geoisie begrenzt. Die Spitze der Bürokratie und des Offiziercorps waren 
seit den siebziger Jahre zunehmend in den ökonomischen Prozeß invol-
viert. Hierbei gingen die beiden Baath-Staaten Syrien und der Irak auf der 
einen Seite und Ägypten auf der anderen Seite verschiedene Wege. Unter 
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Sadat war es den obersten Rängen der Bürokratie und des Militärs gelun-
gen, ihren Anteil an der »infitah-Beute« zu sichern. 
»Seit den 70er Jahren«, schreibt Pawelka, »schied eine ganze Reihe von Politikern, Offizie-
ren, Spitzenbeamten und Managern aus dem Staatsdienst aus, um in die oberen Etagen des 
Importgeschäftes zu wechseln. Hochkarätige Vermittlungen und Dienste zwischen Regime 
und ausländischem Kapital wurden mit Aufsichtsrats- und Repräsentationsämtern in ägypti-
schen Tochtergesellschaften multinationaler Unternehmen belohnt und veranlaßten sogar 
Spitzenpolitiker ... , aus der Politik auszuscheiden.« (Pawelka, 1985, S.318) 
In Syrien und Irak kam es nicht wie im Fall Ägyptens zu einer Abwande-
rung von Personen aus der herrschenden Elite in die Privatwirtschaft. In 
beiden Staaten blieb der öffentliche Sektor dominant. Volker Perthes und 
Isam al-Khafaji stellen am Beispiel Syriens bzw. des Irak dar, wie es der 
»bürokratischen Oberschicht« (Perthes, 1990, S.209) gelungen ist, die 
staatlichen Unternehmen in einem beispiellosen Ausmaß in ein semi-pri-
vatisiertes System umzuwandeln. Perthes schreibt am Beispiel der syri-
schen »Staatsbourgeoisie«: 
»Diese Staats-oder Bürokratiebourgeoisie hat zwar als solche kein formales Eigentum an 
Produktionsmitteln. Sie monopolisiert aber die Verfügungsgewalt über den staatlichen 
Wirtschaftssektor und ist somit, unabhängig vom formalen, juristischen Eigentum, zur ei-
gentlichen Besitzerin der wichtigsten Produktionsmittel des Landes geworden, entscheidet 
über die Verteilung des dort erwirtschafteten Mehrprodukts und kontrolliert einen entschei-
denden Teil des Arbeitsmarktes.« (Perthes 1990, S .209)2 
Gleiches gilt für den Irak. Die Staatsklasse im Irak, einem der wichtigsten 
arabischen Erdölstaaten, ließ während der Privatisierung des öffentlichen 
Sektors Milliarden aus dem Erdöleinkommen in privaten Kanälen versik-
kem. 
Die infitah-Ära blieb aber nicht ohne soziale und politische Konsequen-
zen, die Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre die infitah-
Regime wenn auch nicht stürzten, so doch merklich für eine gewisse Zeit 
destabilisierten. Denn die Ergebnisse des infitah-Kurses waren, abgesehen 
von den »benefits« der schmalen Schicht des infitah-Bürgertums und der 
obersten Bürokratie, alles andere als positiv für die unteren Schichten und 
Teile der Staatsbediensteten, insbesondere der mittleren Beamtenschaft. 
Der Abbau der Lebensmittelsubventionen in Ägypten führte 1977 in der 
Blütezeit der infitah-Politik zu einem regelrechten Volksaufstand. In an-
deren Staaten, vor allem in Syrien, im Irak und in den Maghreb-Staaten, 
verhinderten zunächst die Repressionsapparate Massenproteste. Als klas-
sisches Beispiel für die von der infitah-Politik hervorgerufenen Verände-
2 Das wichtige Unternehmen der neuen Staatsklasse, das 1972 gegründete Mu'assasl al-
Iskan al-Askaraiya-Milihouse (Militärische Siedlungsgesellschaft), entwickelte sich zu 
einem Mischkonzern, der in fast allen Wirtschaftszweigen tätig ist. Milihouse beschäf-
tigt 70 000 Arbeiter und Angestellte (vgl. ebd, S.96). 
Vom Panarabismus zum islamistischen Fundamentalismus 491 
rung der sozialen Schichtung und für die Formierung der islamistischen 
Bewegung kann das Syrien der frühen achtziger Jahre angeführt werden. 
Die Motive für die Liberalisierung der Wirtschaft in den frühen Jahren 
waren primär politischer Natur. Der neue Präsident Asad, selbst ein An-
gehöriger der alawitischen Minderheiten-Sekte, versuchte durch die öko-
nomische Öffnung die Basis des Regimes zu eiweitem. Vor allem die tra-
ditionelle, der sunnitischen Mehrheit angehörige städtische Bourgeoisie, 
die noch heute im Handelsektor tätig ist, profitierte von der Liberalisie-
rung der Wirtschaft. Die bis heute anhaltende Wirtschaftskrise setzte 
1975 ein. Zu den Ursachen für die Krise zählt Perthes u.a. die organisato-
rischen und finanziellen Schwierigkeiten der staatlichen Industrie. 
(Perthes 1990, S.103-107).3 Es ist anzunehmen, daß die politisch moti-
vierte Ausstattung des impororientierten Privatsektors mit Devisen die 
Finanzkrise ebenfalls mitverursacht hat. Die seit 1980 geführte Austeri-
tätspolitik führte zur Verschlechterung der Lebensbedingungen der mei-
sten Beamten und Lohnabhängigen, konnte jedoch die Inflationsrate von 
offiziell 40% bis heute nicht senken (vgl. ebd. 1990, S.113). Angesichts 
dieser Situation ließ die politische Protesbewegung trotz der Kontroll-
und Repressionsapparate nicht lange auf sich warten. Der Protestbewe-
gung ging eiwartungsgemäß von den »Opfern« der Infitah-Politik aus. Ei-
ne Marginalisierung der städtischen Bevölkerung sowie der unteren länd-
lichen Bauernschichten war die logische Konsequenz der infitah-Politik. 
Nach offiziellen syrischen Angaben stieg der allgemeine Preisindex zwi-
schen 1970 und 1980, d.h. in einer Phase1 in der die Regierung unbeirrt 
an der Liberalisierung der Wirtschaft festhielt, von 35 auf 100 (ebd. 
1990, S.185). Die Aussagekraft dieses Index wird mit Recht in Zweifel 
gezogen, denn die Steigerung der Lebenshaltungskosten führte faktisch 
zur Verelendung der breiten Schichten der Bevölkerung, insbesondere der 
städtischen Unterschichten (vgl. hierzu Lobmeyer, 1990, S.34f). Mit der 
rapiden Verschlechterung der Situation dieser Schichten dehnte sich der 
Einfluß der fundamentalistischen »Muslimbruderschafö< merklich aus.4 
Neben dem traditionellen »Basar-Sektor«, der stets ihre eigentliche Basis 
war, rekrutierte die »Muslimbruderschaft« ihre Anhänger nun aus den 
Reihen der Arbeiter, Beamten und Angehörigen der Intelligenz (ebd. 
1990, S.43). Die Kraftprobe zwischen den militanten »Muslimbrüdern«, 
die 1982 das System gewaltsam zu stürzen versuchten, und der Baath-Re-
gierung endete mit einem militärischen Sieg des Regimes. 
3 E. Kanovsky zählt die Minderung der Transitgebühren des irakischen Erdöls, das 
Engagement Syriens im libanesischen Bürgerkrieg und die höhen Militärausgaben zu 
den Ursachen der Wirtschaftskrise (vgl. Kanvosky 1977, S.142-149). 
4 Zur Rolle der Muslimbruderschaft in Syrien siehe: Lobmeyer (1991). 
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3. Die islamistische Herausforderung 
Die Krise der nationalistischen Ideologie nasseristischer und baathisti-
scher Prägung war die Konsequenz des Scheiterns des gesellschaftlichen 
Entwicklungsmodells. Pawelka macht im Zusammenhang mit dem ökono-
mischen und politischen Wandel in Ägypten unter Sadat eine interessante 
Beobachtung: »Je wirksamer die Westorientierung wurde, desto bemerk-
barer machte sich ein ideologisches Vakuum, in das nach und nach der 
islamische Fundamentalismus stieß.« (Pawelka, 1985, S.306) Auch wenn 
diese Aussage letztlich berechtigt ist, vermittelt sie den Beigeschmack, als 
ob der ideologische »Pardigmenwechsel« vom nationalistischen Nasseris-
mus zum Fundamentalismus keinen Bezug zum vorherigen Modell und zu 
den gesellschaftlichen Interessenverhältnissen in der infitah-Ära hat. Es 
ist jedoch auf folgende Punkte hinzuweisen: 
- Der nasseristische Staat war anders als der kemalistische Staat in der 
Türkei niemals säkular orientiert. Zwar versuchte der nasseristische Staat 
stets, die Religion im Rahmen seiner Modernisierungsstrategie unter seine 
Kontrolle zu bringen, brauchte aber neben der nationalistischen Ideologie 
den Islam stets als eine »zusätzliche Legitimationsquelle« (Büttner 1991, 
S.148). So wurden die Verstaatlichungen der frühen sechziger Jahre von 
den Rechtsgelehrten der islamischen Universität al-Azhar für Islam-kon-
form erklärt (ebd. S.148t). 
- Der islamische Fundamentalismus fungierte im Falle ÄgypteQS nicht als 
ideologischer »Lückenfüller«. Unter Sadat griff die herrschende Gruppe 
bewußt nach dem Instrument der Religion, um den verbleibenden Einfluß 
des Nasserismus zu schwächen. Nicht zufällig wurden die Angehörigen 
der »Muslimbruderschaft« aus den Gefängnissen freigelassen und deren 
im Ausland befindlichen Mitgliedern die Rückkehr nach Ägypten erlaubt. 
Die halblegalen »Muslimbrüder« wurden erst nach der erzielten politi-
schen Peripherisierung des Nasserismus stärker von dem ifitah-Staat ob-
serviert. 
- Der islamische Fundamentalismus ist in einer Situation eines »rapiden 
sozialen Wandel(s)« entstanden (Tibi 1991, S.114). Er versucht - wie im 
Zeitalter der infitah Politik offensichlich wurde - die Situation der margi-
nalisierten Schichten politisch umzumünzen. Die empirischen Daten über 
die islamistische militante Bewegung in Ägypten und Syrien zeigen, daß 
vor allem diejenigen sozialen Schichten, die durch den liberalen Wirt-
schaftskurs der Gefahr ausgesetzt sind, deklassiert zu werden, für die isla-
mistische Bewegung empfänglich sind (vgl. hierzu Lobmeyer 1990). Ab-
gesehen von den Vorstellungen der islamistischen Bewegung über die 
Staatsform und über die Gesellschaftsordnung tendieren die »case-studies« 
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allerdings zu einer kausalen Sicht auf das Verhältnis zwischen der sozio-
ökonomischen Entwicklung und der islamistisch artikulierten Opposition 
(vgl. z.B. Ibrahim, 1985). Janahani schreibt hierzu: 
»Wir begehen einen großen Fehler, wenn wir das Phänomen 'religiöser Gewalt' und die 
druckenden ökonomischen Sorgen, die die Volksmassen besonders seit Beginn der siebzi-
ger Jahre ertragen, voneinander trennen. Genau dies ist die Zeit, in der die Tendenz zu 
'religiöser Gewalt' stärker wurde. Und gleicht nicht die 'religiöse Gewalt', oder nennen wir 
sie 'jihad', einer neuen Art von Klassenkampf?« (Janhani, 1987, S.139). 
Es stellt sich hier die Frage, weshalb in der islamischen Welt der »Klas-
senkampf« sich islamistisch, also religiös artikuliert. Mit Sicherheit spiel-
te hierbei die Korrumpierung der linken Bewegungen in den Ländern des 
arabischen Sozialismus eine wichtige Rolle. So verbündeten sich die KPs 
gemäß der Doktrin des nichtkapitalistischen Entwicklungsweg mit den 
herrschenden nationalistischen Parteien in diesen Staaten und wurden de 
facto ein Teil des Systems. Auch wenn diese Parteien nach einem bitteren 
Experiment mit den nationalistischen Parteien in den Untergrund gingen, 
hatten sie ihre Glaubwürdigkeit verloren. Die KP des Irak, einst die 
stärkste KP im arabischen Raum, verlor nach dem Bündnis mit der herr-
schenden irakischen Baath-Partei 1973-1979 ihre Hochburgen in Bagdad 
und im schiitischen Süden zugunsten der islamistischen schiitischen Op-
position.5 Die KP Syriens spaltete sich in den siebziger Jahren und verfiel 
der Bedeutungslosigkeit, während die KP Ägyptens nach ihrer »freiwilli-
gen« Auflösung 1964 und nach dem Beitritt in die Arabische Sozialisti-
sche Union (ASU) - die Einheitspartei unter Nasser - ihre Bedeutung ver-
lor. 
Dennoch bleibt es eine hypothetische Frage, ob die linken Parteien unter 
anderen Bedingungen eine Alternative zum lslamismus geworden wären, 
zumal die arabischen KP's bewußt auf den »industriellen Block«, der die 
schmale Schicht der Industriearbeiter umfaßt, abzielten, während die 
Mehrheit der Bevölkerung, d.h. die Landbevölkerung, die Handwerker 
und die Basarhändler, dem »marginalisierten Block«6 angehörten und da-
mit außerhalb ihrer Mobilisierungsstrategie blieben. Die Angehörigen des 
marginalisierten Blocks sind, wie im Iran ersichtlich wurde, diejenigen, 
die eher für die Vorstellungen der islamistischen Bewegung empfänglich 
sind. 
Die fehlende Glaubwürdigkeit der nationalistischen Alternative und die 
Unfähigkeit der Linken, selbsständig zu agieren, ging einher mit dem Re-
islamisierungs-Phänomen. Die Reislamisierung, die in sich nicht frei von 
Widersprüchen ist, kann nicht auf eine bloß kulturelle Reaktion auf den 
5 Zur Entwicklung der KP Irak siehe Sluglett (1991, S.16lff). 
6 Vgl. zum »industriellen« und »marginalisierten Block« Johansen (1982, S.21-23). 
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sozialen Wandel reduziert werden (Tibi 1985). Die Attraktion des Isla-
mismus speist sich eher aus dem Tatbestand, daß unter der Bedingung der 
rapiden Marginalisierung der Bevölkerung des Nahen Ostens die Utopie 
einer »gerechten Islamischen Ordnung«- die unter dem Motto „der Islam 
ist die Lösung« noch weiter vereinfacht wird - mehr und mehr an Terrain 
gewann. Der Kern der islamistischen Lösungsvorschläge beruht auf der 
Vorstellung, daß die Wiederherstellung der islamischen Ordnung, wie sie 
unter dem Propheten und seinen ersten vier Nachfolgern (Khalifen) 
herrschte, der einzige Ausweg aus der gegenwärtigen Krise der islami-
schen Gemeinschaft (umma) ist. In seinem Buch »al-Hall al-Islami« (die 
islamische Lösung) bringt der ägyptische Fundamentalist Yusuf Qardawi 
diese vagen, nicht operationalisierten Vorstellungen auf den Punkt: 
»Die islamische Lösung meint die Errichtung einer totalen islamischen Gesellschaft. Eine 
erste Vorausetzung hierfür ist die Etablierung einer total islamischen Regierungsform ... Um 
diese Regierungsform bzw. diesen Staat aufzubauen, müssen wir ... die Gesellschaft unter 
die islamische Behütung zurückbringen ... und sie von allen Fremdkörpern und geheimen 
Bazillen befreien, die in sie eingedrungen sind ... Eine islamische Gesellschaft kann nur isla-
misch regiert werden. Säkulare, nationalistische, sozialistische oder liberaldemokratische 
Regierungsformen in die islamische Gesellschaft aufzunehmen, ist ein grober Fehler, weil 
damit übersehen wird, daß zu den Wesenzügen des Islams die Verbindung von Religion 
und Staat gehören ... Dies ist besonders in diesem Zeitalter wichtig, in dem die moqerne 
Technologie und die mit Hilfe der Wissenschaft errichteten Apparaturen dem Staat eine un-
geheure Energie vermitteln ... « (Qardawi, 1974, S.47). 
Der einzige real-existierende islamische Staat, nämlich die Islamische Re-
publik Iran, zeigt aber, daß in der Praxis die unpräzisen Vorstellungen 
der Islamisten von einem islamischen Staat, von einer islamischen Wirt-
schaft und Gesellschaft die herrschende Geistlichkeit zur »Normalität« 
zwingt. Drei Jahre nach der Revolution schrieb der Berliner Islamwissen-
schaftler Johansen: 
»Man kann voraussagen, daß der Rekurs auf den Islam sich dort diskreditieren wird, wo er 
genutzt wird, um gerechtfertigte Forderungen der Massen abzuwehren und um die staatli-
che Verfolgung mißliebiger Formen wissenschaftlichen und religiösen Denkens zu organi-
sieren. Die Geschichte einer solchen Diskreditierung kann lange dauern, auch das Chri-
stentum hat seinen Ruf in den großen Klassenauseinandersetzungen des 19. und 20. Jahr-
hunderts langsam verspielt.« (Johansen, 1982, S .37) 
Die von Johansen erwartete Entwicklung wird allerdings keine Jahrhun-
derte dauern. Die vielfältige Verfolgung und die Abkehr von ökonomi-
schen und politischen Formen, die als islamisch deklariert waren, sowie 
die politische Verstärkung der pragmatischen Fraktion zeugen bereits 
vom Beginn einer Neuformung des Iran. 
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4. Der islamische Fundamentalismus: Ein Feindbild im Zeitalter der 
»Neuen Weltordnung«? 
Vor etwa 15 Jahren publizierte der arabisch-amerikanische Literaturwis-
senschaftler Edward Said seine kritische Studie Orientalism, die weit über 
die Grenzen des Faches hinaus Wellen schlug (vgl. hierzu Tibi, 1984). 
Said ging davon aus, daß die westliche Orientalistik, eine Disziplin, die 
sich zum Ziel gesetzt habe, den Orient mit wissenschaftlicher Unabhän-
gigkeit und Objektivität zu erforschen, von rassistischen Grundannahmen, 
tendendziösen Interessen und simplifizierenden Erklärungen durchsetzt 
sei. Das Grundübel bestehe darin, daß der Westen prinzipiell von seiner 
gesellschaftlichen und kulturellen Überlegenheit ausgeht (Said 1981, S. 
8ft). Der Orient wurde nach Said als Konstrukt geschaffen oder wie er 
sich ausdrückt: »orientalisiert« (ebd., S.13). Sadiq Jalal al-Azm, ein füh-
render linker Philosoph im arabischen Raum, kritisierte den Ansatz von 
Said allerdings auf zwei Ebenen. Zum einen, weil er den Eindruck er-
wecke, daß die besondere epistemologische Sichtweise der Orientalistik 
der wahre Grund für die Entwicklung der Beziehungen des Okzident zum 
Orient gewesen seien (al-Azm, 1981, S.13); zum anderen wegen der ver-
allgemeinernden Aussage Saids, daß der Kulturaustausch unter allen Um-
ständen auf Ungleichheit beruhe, weil genuin verschiedene Kulturmuster 
existierten (ebd., S.14). 
Die Themen dieser Debatte - einerseits die Instrumentalisierung des Is-
lambildes und andererseits die zur Verschwörungstheorie neigende islami-
stische Bewegung mit ihrem Bild vom ewigen Okzident-Orient-Gegensatz 
- kamen während der letzten Golfkrise zum Zuge. Auf der einen Seite 
wurden, worauf Reinhard Schulze zu Recht aufmerksam macht, stereo-
type Ressentiments vom andersgearteten Menschenbild der Muslime er-
weckt; andererseits verzichteten die linken Anhänger des Konzeptes des 
tiers-mondisme, das den Primat des Nord-Süd-Gegensatzes hervorhebt, 
auf eine Analyse der Herrschaftstrukturen von Systemen, wie dem 
Saddam Husseins (Schulze, 1991, S.5). 
Wir befinden uns vor einer mehrdimensionalen Problematik. Zum einen 
hat die Auffassung, daß der Islam im Zeitalter der »Neuen Weltordnung« 
als »Antithese« (ebd., S.6) wahrgenommen wird, eine Berechtigung. Die 
Antithese beruht sowohl auf dem Tatbestand, daß der Islam oder die isla-
mische Welt, und nicht nur die Ideologisierung des Islam durch die fun-
damentalistische Bewegung, als eine gegenaufklärerische Kultur stereo-
typisiert wird. 7 Zum anderen kann nicht übersehen werden, daß sich seit 
7 Die »Orient-Kenner« Peter Scholl-Latour und Gerhard Konzelmann taten sich in dieser 
Hinsicht besonders hervor, siehe hierzu Kappert 1992. 
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der Niederlage der arabischen Armeen im Krieg von 1967 in der arabi-
schen Welt ein »Anti-Okzidentalismus« verbreitet hat, der nicht nur auf 
Ungleichheit basierenden Beziehungen eine Absage erteilt, sondern jede 
Form des gegenseitigen, auf Gleichheit basierenden Austausches ablehnt 
(al-Khalil 1991). Dies ist in der Tat, wie al-Azm konstatierte, ein umge-
kehrter Orientalismus, so daß Schulze in diesem Zusammenhang mit aller 
Berechtigung feststellt: »Die Bilder gleichen sich. Die westliche Kritik an 
orientalischen Gesellschaften ist fast deckungsgleich mit der orientali-
schen Kritik an den westlichen Gesellschaften ... (Schulze 1991, S. 250) 
Sicherlich hätte der »Anti-Okzidentalismus« keinen Erfolg gehabt und der 
islamische Fundamentalismus wäre nicht zur »Hauptströmung« in der isla-
mischen Welt geworden (Tibi 1991), wenn der Orient nicht seit den sieb-
ziger Jahren eine umfassende Krise durchgemacht hätte. Der »Anti-Okzi-
dentalismus« konnte umso mehr eine Symbolkraft gewinnen, als die her-
rschenden politischen Systeme wegen ihrer halbwegs säkularen Ausrich-
tung und nicht zuletzt wegen ihrer gescheiterten Entwicklungsmodelle mit 
dem Westen assoziiert werden (vgl. hierzu Tibi 1985, S.157ff). Als Ge-
genmodell präsentiert die islamistische Bewegung ihre »islamische Ord-
nung«, die sich in allen Bereichen der Politik, Gesellschaft und Wirtschaft 
vom Westen abhebt. 
Das Phänomen des Fundamentalismus und der damit zusammenhängende 
»Anti-Okzidentalismus« sowie das neue »Feindbild Islam« stehen somit in 
einem umfassenden Zusammenhang. Der Fundamentalismus ist eine Kri-
senerscheinung, die primär das Lebensverhältnis der marginalisierten so-
zialen Schichten betrifft. Der Erfolg des Fundamentalismus, wie zuletzt 
bei den unterbrochenen Wahlen in Algerien, liegt wesentlich daran, daß 
dieser, im Rahmen seiner dualistischen Wahrnehmung, die herrschenden 
Eliten nicht ganz ohne Recht der westlichen Welt zurechnet. 
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